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Sachgebiet 923 


Antrag 

der Abgeordneten Frau Brahmst-Rock und der Fraktion DIE GRÜNEN 


Aufnahme von Tempo 30 als Regelgeschwindigkeit im Innerortsbereich 
in die Straßenverkehrs-Ordnung 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

Unser Land, insbesondere unsere Städte und Gemeinden werden 
immer mehr vom Autoverkehr überflutet. Dabei stellt die in Ort- 
schaften gefahrene Geschwindigkeit der AutomobUe eine fort- 
währende Gefahr für die Menschen dar, die mit steigendem 
Motorisierungsgrad immer schneller anwächst. Für die Jahrtau- 
sendwende wird ein Fahrzeugbestand von weit über 30 Millionen 
Pkw vorausgesagt. 

1986 starben auf unseren Innerortsstraßen 3 107 Menschen, 
67 v.H. aller Unfälle ereignen sich im Innerortsbereich, wobei 
Kinder und Jugendhche besonderen Gefahren ausgesetzt sind. 

Der Deutsche Bundestag ist besonders beeindruckt von der ein- 
dringlichen Aufforderung des Deutschen Städtetags an alle Bim- 
destagsfraktionen, Tempo 30 als Regelgeschwindigkeit in die 
Straßenverkehrs- Ordnung aufzunehmen und andere flankie- 
rende Maßnahmen zur Verkehrsberuhigung zu veraiüassen. Er 
begrüßt diese Initiative um so mehr als dem Deutschen Städtetag 
als Vertretimg unserer städtischen Körperschaften und Sprecher 
der betroffenen Städte und Gemeinden besonderes Gewicht zu- 
kommt, wenn es um die Sicherheit und die Erhaltung der Be- 
wohnbarkeit der Städte geht. 

Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregienmg auf, die 
Straßenverkehrs-Ordnung dahin gehend zu ändern, daß Tempo 
50 km/h diurch Tempo 30 km/h als Regelgeschwindigkeit in § 3 
Abs. 3 Nr. 1 der Straßenverkehrs-Ordnung ersetzt wird. 


Bonn, den 29. Juli 1988 


Frau Brahmst-Rock 

Dr. Lippelt (Hannover), Frau Schmidt-Bott, Frau Vennegerts und Fraktion 
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Begründung 

Am 31. Dezember 1989 läuft die am 19. Februar 1985 zeitlich 
befristete „Zonengeschwindigkeitsregelung Tempo 30" aus 
(BGBl. I S. 385). Die bis heute mit der Zonengeschwindigkeitsbe- 
grenzung gemachten Erfahrungen der Städte imd Gemeinden, 
der Bundesanstalt für Straßenwesen, des Umweltbundesamts und 
zahlreicher unabhängiger Sachverständiger sprechen für die Ver- 
ankerung einer deutiich unter 50 km/h hegenden innerörthchen 
Regelgeschwindigkeit in der Straßenverkehrs-Ordnung. Dabei 
spielen verschiedene Aspekte eine wichtige Rolle: 

Die Verbesserung des Wohnumfelds und die Bewohnbarkeit von 
städtischen Quartieren, 

die erhebhche Verbesserung der Sicherheitslage für aUe Ver- 
kehrsteilnehmer, 

die Verbessenmg der Luftquahtät durch Reduzierung der Ver- 
kehrsabgase, 

die Verminderung des als immer gefährhcher einzuschätzenden 
Verkehrslärms und 

die Verbesserung des Kleinkhmas bei Verwirkhchimg von ver- 
kehrsberuhigenden Rückbaumaßnahmen. 

Alle diese Aspekte konnten in dem vom Bundesministerium für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau federführend durchge- 
führten Großversuch „flächenhafte Verkehrsberuhigimg" als er- 
füllt nachgewiesen werden. Besonders die UnfaUauswirkungen in 
verschiedenen Modellgebieten und die deutiich meßbare Sen- 
kung der Durchschnittsgeschwindigkeiten auf zum Teil weit unter 
30 km/h machen den kausalen Zusammenhang von Fahrge- 
schwindigkeit und Unfallrisiko deutlich. So steigt das Todesrisiko 
eines Fußgängers mit steigender Anfahrgeschwindigkeit des 
Kraftfahrzeugs von ca. 0 v.H. bei ca. 12 km/h auf 40 v.H. bei 
55 km/h und 92 v.H. bei 70 km/h drastisch an. So ist in den 
Modellgebieten die Schwere der Unfälle erhebhch zurückgegan- 
gen. Die Aufstellung von Verkehrszeichen und die generelle 
Anordnung von Tempo 30 hinter Ortseinfahrtschüdem sind ein 
wichtiger Schritt zu einer Verbesserung der Verkehrssicherheit. 
Dabei kommt es nicht darauf an, daß alle Verkehrsteilnehmer 
strikt Tempo 30 einhalten, sondern daß die Durchschnittsge- 
schwindigkeit innerorts endhch weit unter die 50 km/h-Marke 
gerückt wird, auch wenn in der Praxis feststellbar ist, daß Tempo 
30 und 50 von sehr vielen Verkehrsteilnehmern mißachtet und 
weit überschritten wird. In Tempo 30-Gebieten wurde die Erfah- 
rung gemacht, daß die Dmchschnittsgeschwindigkeiten bei unter 
50 km/h eingependelt werden konnten. Diese Reduzierung ge- 
lang unter anderem auch deswegen, weil dort vorfahrtsregelnde 
Schilder entfernt imd „Rechts vor Links" als verkehrsberuhigende 
Maßnahme eingeführt wurde. 

Bei der Debatte um die Einführung von Tempo 30 als Regelge- 
schwindigkeit geht es letztiich um die Frage, wessen Interessen 
„Schützens werter" sind, hier muß eine deutiiche Entscheidung 
getroffen werden zwischen dem Interesse der Autofahrer/innen 
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an Geschwindigkeit und dem Interesse der anderen Verkehrsteil- 
nehmer an sicherer Fortbewegung. 

Es spricht bei Abwägimg aller vorüegenden Fakten nichts dafür, 
das Geschwindigkeitsinteresse der Autofahrer/innen über das 
Sicherheitsinteresse der Mehrheit der Bevölkerrmg zu stellen. 
Tempo 30 ist keine Modeerfindung, sondern die Notwehr unserer 
Städte gegen das Auto. 
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